Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 3024 


Schriftlicher Bericht 


des Ausschusses für wirtschaftlichen Besitz des Bundes 

(28. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes über Bildung und Verwaltung eines Sondervermögens 
für Ausbildungs- und Leistungsförderung 
(Leistungsförderungsgesetz) 


— Drucksache IV/2388 — 


A. Bericht des Abgeordneten Haussier *) 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/2388 — in der 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 29. Januar 1965 


Der Ausschuß für wirtschaftlichen Besitz 
des Bundes 

Katzer Haussier 

Vorsitzender Berichterstatter 


*) folgt als ^ Drucksache IV/3024 


Drude; Bonner Universitäts-Buchdrucherei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über Bildung und Verwaltung eines Sondervermögens 
für Ausbildungs- und Leistungsförderung 
(Leistungsförderungsgesetz) 

— Drucksache lV/2388 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für wirtschaftlichen Besitz 

des Bundes 
(28. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes über Bildung und Verwaltung 
eines Sondervermögens für Ausbildungs- und 
Leistungsförderung 
(Leistungsförderungsgesetz) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; 

§ 1 

(1) Für die Förderung der Ausbildung und Fort- 
bildung wird ein Sondervermögen des Bundes unter 
dem Namen „Sondervermögen für Leistungsförde- 
rung" gebildet, das einer allgemeinen beruflichen 
Leistungssteigerung dienen soll. 

(2) Aus dem Sondervermögen sollen im beson- 
deren gefördert werden: 

1. die Fortbildung im Beruf stehender Per- 
sonen, 


2. die Errichtung und Erweiterung von Lehr- 
und Ausbildungsstätten und von Wohn- 
heimen. 

§ 2 

Das Sondervermögen wird mit Mitteln in Höhe 
von 560 Millionen Deutsche Mark ausgestattet. Die- 
ser Betrag wird dem Sondervermögen in jährlichen 
Teilbeträgen von 50 Millionen Deutsche Mark aus 
dem Bundeshaushalt zur Verfügung gestellt. 


Beschlüsse des 28. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes über Bildung und Verwaltung 
eines Sondervermögens für berufliche Leistungs- 
förderung in der Wirtschaft 
(Leistungsförderungsgesetz) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Unter dem Namen „Sondervermögen für be- 
rufliche Leistungsförderung" wird ein Sonderver- 
mögen des Bundes gebildet. 


(2) Aus dem Sondervermögen sollen im Bereich 
der Wirtschaft gefördert werden: 

1. Aufbau, Erweiterung und Ausstattung von 
überbetrieblichen Berufsfortbildungsstät- 
ten und -einrichtungen, überbetrieblichen 
Lehrwerkstätten und anderen Einrichtun- 
gen der überbetrieblichen Lehrlingsunter- 
weisung durch Selbstverwaltungseinrich- 
tungen der Wirtschaft, Wirtschaftsver- 
einigungen, Stiftungen und berufliche Or- 
ganisationen, 

2. die Teilnahme der im Erwerbsleben ste- 
henden Personen an beruflichen Fortbil- 
dungsmaßnahmen. 

§ 2 

Das Sondervermögen wird mit Mitteln in Höhe 
von 560 Millionen Deutsche Mark ausgestattet. Die- 
ser Betrag wird dem Sondervermögen in zehn jähr- 
lichen Teilbeträgen von je 50 Millionen Deutsche 
Mark und einem elften Teilbetrag von 60 Millionen 
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Entwurf 


§ 3 

(1) Das Sondervermögen soll in seinem Bestand 
erhalten bleiben. Es ist nach wirtschaftlichen Grund- 
sätzen zu verwalten. 

(2) Zur Durchführung der in § 1 genannten För- 
derungsmaßnahmen können in der Regel nur Dar- 
lehen gewährt werden. 

(3) Zinsen und Tilgungsbeträge aus Darlehen 
fließen dem Sondervermögen zu. 

§ 4 

(1) Das Sondervermögen wird von dem Verwal- 
ter des ERP-Sondervermögens verwaltet. 

(2) Auf die Verwaltung des Sondervermögens 
finden die Vorschriften der §§ 3 und 4, 6, 8 und 9, 
11, 12 Abs. 1 Satz 1 und §§ 13 bis 16 des Gesetzes 
über die Verwaltung des ERP-Sondervermögens 
vom 31. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1312) ent- 
sprechende Anwendung, soweit sich aus diesem 
Gesetz nichts Abweichendes ergibt. 

(3) Alle Einnahmen und Ausgaben des Sonder- 
vermögens werden von dem Verwalter des ERP- 
Sondervermögens im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister der Finanzen in einem Wirtschaftsplan 
veranschlagt, der in Einnahmen und Ausgaben aus- 
zugleichen ist. Der Wirtschaftsplan ist Teil des Ge- 
setzes über die Feststellung des Wirtschaftsplans 
des ERP-Sondervermögens. Er kann für mehrere 
Rechnungsjahre aufgestellt werden. 


§ 5 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 6 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Beschlüsse des 28. Ausschusses 

Deutsche Mark aus dem Bundeshaushalt zur Ver- 
fügung gestellt. 

§ 3 

(1) unverändert 


(2) Zur Durchführung der in § 1 genannten För- 
derungsmaßnahmen können Darlehen und Zu- 
schüsse gewährt werden. 

(3) unverändert 


§ 4 

(1) Das Sondervermögen wird von dem Bundes- 
schatzminister als Verwalter des ERP-Sonderver- 
mögens verwaltet. 

(2) unverändert 


(3) Alle Einnahmen und Ausgaben des Sonder- 
vermögens werden von dem Verwalter des ERP- 
Sondervermögens im Einvernehmen mit den betei- 
ligten Bundesministerien in einem Wirtschaftsplan 
veranschlagt, der in Einnahmen und Ausgaben aus- 
zugleichen ist. Der Wirtschaftsplan ist Teil des Ge- 
setzes über die Feststellung des Wirtschaftsplans 
des ERP-Sondervermögens. Er kann für mehrere 
Rechnungsjahre, aufgestellt werden. 

(4) Die Durchführung dieses Gesetzes erfolgt im 
Benehmen mit den Ländern. 

§ 4a 

Förderungsmaßnahmen gemäß § 1 Abs. 2 Nr. 1 
werden von der Kreditanstalt für Wiederaufbaur 
Förderungsmaßnahmen gemäß § 1 Abs. 2 Nr. 2 von 
der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung durchgeführt. 

§ 5 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgeset- 
zes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

§ 6 

unverändert 
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